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6519 Herr Heuser/Ho

Lernbehinderte/WfbM

Im Zusammenhang mit einer Werkstattaufnahme und der Kostenträgerschaft sind zwei Dinge grundsätzlich zu unterscheiden:

1.
Funktion und Aufgabe der Werkstätten

Werkstätten für Menschen mit Behinderungen haben die Aufgabe, „Behinderte, die nicht noch nicht oder noch nicht wieder“ auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt regulär beschäftigt werden können, eine Beschäftigung zu ermöglichen. Dies im Hinblick auf Eingangsbereich, Berufsbildungsbereich und Produktionsbereich.

Voraussetzung für den Zugang zur Werkstatt ist das Vorliegen einer Behinderung und die darauf beruhende Tatsache, dass eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht noch nicht oder noch nicht wieder möglich ist.

Die Definition von Behinderung ist die des SGB  IX, die generell für alle Sozialleistungsgesetze verbindlich ist, die einen Bezug zum SGB IX haben.

Lernbehinderte sind in der Regel behindert in diesem Sinne und werden von daher, wenn sie die übrigen Voraussetzungen erfüllen, nicht vom Zugang der Werkstatt ausgeschlossen. D.h. die Funktion der Werkstatt als Werkstatt für Behinderte i.S. SGB IX und die Beschäftigung von Lernbehinderten im Sinne der Definition von Behinderung des SGB IX schließen sich nicht aus.

Davon zu unterscheiden ist jedoch

2. 
Kostenträgerschaft für Werkstattbesucher

Die Leistungsvoraussetzungen für eine Kostenübernahme durch Rehabilitationsträger richten sich nach den jeweiligen Leistungsgesetzen der jeweiligen Rehabilitationsträger (im SGB IX die dieser Leistungsvorbehalt für die Leistungsgesetze ausdrücklich festgelegt).

Insofern muss also jeder Kostenträger für sich nach seinen eigenen Leistungsgesetzen überprüfen, ob ein Werkstattbesucher einen Kostenübernahmeanspruch nach dem jeweiligen Leistungsgesetz hat.

Das SGB XII regelt für den Kostenträger der Sozialhilfe in der Eingliederungshilfeverordnung, welche Personengruppen überhaupt Anspruch auf Leistungen haben. In der Eingliederungshilfeverordnung ist der Personenkreis der Anspruchsberechtigten definiert mit wesentlich Behinderten. Dies ist eine Eingrenzung des Personenkreises, wie er im SGB IX definiert ist. Das SGB III und damit die Kostenträgerschaft der Bundesagentur für Arbeit kennt eine derartige Einschränkung auf wesentlich Behinderte nicht. 

Da so genannte Lernbehinderte in der Regel nicht wesentlich behindert sind, haben sie keinen Anspruch gegenüber der Sozialhilfe auf Kostenübernahme. 

Die Kostenträgerschaft der Sozialhilfe tritt auch dann ein, wenn eine wesentliche Behinderung droht. In der bisherigen Praxis und auch der Rechtsprechung muss die Gefahr einer wesentlichen Behinderung jedoch immer ganz konkret bzw. akut sein. 
Bei Vorliegen einer Lernbehinderung droht i. d. R. aber keine – wesentliche – geistige Behinderung.

Aufgrund dieser Konstruktion schließt es sich nicht gegenseitig aus, dass einerseits Lernbehinderte grundsätzlich in einer Werkstatt beschäftigt werden können (im Rahmen der gesetzlichen Funktion der Werkstätten) und dass andererseits für diese Gruppen jedenfalls die Sozialhilfe keine Leistungsverpflichtung hat. Im Rahmen des Berufsbildungsbereichs, der in der Regel von der Bundesagentur für Arbeit finanziert wird, haben die Betroffenen aber durchaus möglicherweise einen Individualanspruch auf Förderung und Kostenübernahme  nach den Vorschriften des SGB III oder anderer Rehagesetzte. Es ist jedoch Sache der Bundesagentur bzw. der übrigen Rehaträger, wie sie dies handhaben.
3.
Konsequenzen


Die Vertreter/innen des LVR in den Fachausschüssen müssen von vornherein, d. h.  möglichst noch vor dem  Eingangs- und Berufsbildungsverfahrens darauf hinweisen, dass eine Kostenübernahme für Lernbehinderte im Produktionsbereich durch die Sozialhilfe nicht erfolgen kann. Dies bedeutet aber nicht, dass eine Aufnahme in die Werkstatt seitens der Vertreter/innen des LVR im Fachausschuss „blockiert“ werden darf. 


In Zweifelsfällen ist jedoch unverzüglich eine Klärung über das Vorliegen einer wesentlichen Behinderung herbeizuführen, um die Kostenträgerfrage bzw. die Frage des Individualanspruchs nach SGB XII gegenüber der Sozialhilfe zu klären. Das ganze setzt immer eine im Einzelfall valide Prüfung der Frage der Behinderung bzw. der wesentlichen Behinderung voraus. Anders als in der Vergangenheit kann man aus der Schulform (GB-Schulen LB-Schulen) heute nicht mehr unbedingt Rückschlüsse auf das Vorliegen einer jeweiligen Behinderung ziehen. Auch im Hinblick auf die integrative Beschulung von Behinderten sagt die Schulform immer weniger etwas über das Vorliegen einer spezifischen Behinderung aus. Es bedarf also eines individuellen Verfahrens und einer individuellen Prüfung. Auch die Gutachten der Bundesagentur geben dazu möglicherweise nicht immer die für den Sozialhilfeträger nötigen Informationen im Hinblick auf die Abgrenzung zur  wesentlichen Behinderung, da dies für die Bundesagentur selbst keine entscheidungsrelevante Rolle spielt. Wenn auch vielfach aus den Gutachten die nötigen Informationen vorliegen, so muss dies in Zukunft systematischer ermittelt werden. Dazu steht ggf. auch der Medizinisch Psychosoziale Dienst des Rheinischen Sozialamtes zur Verfügung.
4.
Behandlung der s. g. Bestandsfälle


Der LVR geht davon aus, dass die bisherigen Entscheidungen über die Aufnahme in die Werkstatt bzw. über die Aufnahme in den Produktionsbereich der Werkstatt den gesetzlichen Erfordernissen entsprochen haben. 
5.
Die o. g. Ausführungen sind inhaltlich mit der Bundesagentur für Arbeit/ Regionaldirektion Düsseldorf  und dem Sprecher der LAG/ WfBM abgestimmt.
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